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Vorwort 
Bei der vorliegenden Arbeit handelt es sich um eine Diplomarbeit im Studien-
gang Deutsches und Europäisches Wirtschaftsrecht an der Universität Siegen im 
Wintersemester 2009/2010. 

Die Arbeiten zur Europäischen Privatgesellschaft/Societas Privata Europaea 
(SPE) sind weit fortgeschritten. Sollte es, wie erhofft, Ende 2010/Anfang 2011 
auf europäischer Ebene zu einer abschließenden Einigung kommen, wird dem 
europäischen Mittelstand eine neue alternative Rechtsform in Konkurrenz zu den 
nationalen Rechtsformen, wie der GmbH und der Limited, zur Verfügung stehen. 
Ob diese Rechtsform ein Erfolg wird und ob eine konkrete SPE funktioniert, 
wird wesentlich von den Freiräumen für die Satzung und der konkreten Sat-
zungsausgestaltung abhängen. 

Katrin Flaig beschreitet auf dem Gebiet der SPE-Satzung Neuland. Ihre Arbeit 
untersucht erstmalig näher die komplexe Funktionsweise und die Gestaltungs-
spielräume der SPE-Satzung für eine SPE mit Sitz in Deutschland. Die Arbeit 
verbindet wohltuend dogmatische Herangehensweise mit Praxisorientierung. 
Letztere mündet in praktischen Handlungsempfehlungen für diejenigen, die eine 
Satzung einer SPE erstellen wollen, in Form eines Satzungsvorschlages. 

Prof. Dr. Peter Krebs 
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